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Liebe Leserinnen und Leser,
das Thema „Corona“ ist nach wie vor allgegenwärtig  
und beeinflusst unseren Alltag. Es lässt sich folglich nicht 
vermeiden, dass wir uns auch in dieser Ausgabe etwas 
genauer mit der Thematik befassen.

Wir wollen einen Überblick über die bisherigen Corona-
Hilfen darstellen, die uns auch nach Beendigung der 
Antragsfristen weiterhin beschäftigen werden, weil ja zu 
allen Förderungen noch die Endabrechnungen ausstehen. 
Nachdem jede Einzelförderung völlig unterschiedliche 
Voraussetzungen erfordert, kann man hier mittlerweile 
leicht den Überblick verlieren.

Zusätzlich wird man sich in einigen Branchen mit 
insolvenzrechtlichen Fragestellungen konfrontiert sehen, 

die unter anderem auch Auswirkung auf die Erstellung  
der Jahresabschlüsse 2020 haben können. 

Außerdem beschäftigen wir uns natürlich auch noch mit 
anderen Themen, wie beispielsweise Vererbung oder 
Digitalisierung und erweitern im Anschluss an die letzte 
Ausgabe den Artikel zum Homeoffice.

Wir hoffen, dass wir Ihnen die eine oder andere nützliche 
Information übermitteln können und wünschen Ihnen alles 
Gute und eine hoffentlich baldige Rückkehr zur Normalität.

Ihr Ralph Kammermeier
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Insolvenzrechtliche  
Probleme im Rahmen 
der Abschlusserstellung 
Als Folge der Corona-Krise besteht die Gefahr, dass viele 
Unternehmen in insolvenzrechtliche Schieflage geraten 
und teilweise auch Insolvenz anmelden müssen. Auch 
wenn die Fristen zu Insolvenzanmeldungen zeitweise 
ausgesetzt wurden, ändert dies nichts an der grundsätz-
lichen Problematik.

Gerade in stark betroffenen mittelständischen Unter- 
nehmen, die häufig als GmbHs oder GmbH & Co. KGs 
betrieben werden, besteht ein erweitertes Haftungs­
risiko der Geschäftsführer.

Neben der  
■  �Zahlungsunfähigkeit, die in der Praxis relativ eindeu-

tig feststellbar ist, ist als zusätzlicher Insolvenzgrund die

■  Überschuldung ausschlaggebend.

Aufgrund eines Urteils des BGH vom 26.01.2017  
ist der Steuerberater im Rahmen der Erstellung des 
Jahresabschlusses verpflichtet zu prüfen, ob offen- 
sichtliche Tatbestände vorliegen, die auf eine  
Insolvenzreife der Gesellschaft hindeuten.

	 Sollte ein derartiger Sachverhalt vorliegen, darf eine 
Bilanzierung nicht (wie normalerweise üblich) unter 
Fortführungswerten erfolgen, sondern die Bewertung  
muss mit Zerschlagungswerten erfolgen. 

Sollte sich also aus den vorläufigen Zahlen des Jahres-
abschlusses eine bilanzielle Überschuldung abzeichnen,  

kann diese nur durch die Vorlage einer positiven 
Fortführungsprognose beseitigt werden.  

Diese Fortführungsprognose kann  
■  �entweder vom Unternehmen selbst 
■  �oder von einem beauftragten Dritten erstellt werden. 

Es ist allerdings nicht zulässig, dass der mit dem 
Jahresabschluss beauftragte Steuerberater diese Fort
führungsprognose erstellt.

	 Um das Risiko einer erweiterten persönlichen Haftung 
des Geschäftsführers wegen Insolvenzverschleppung 
einzugrenzen, empfiehlt sich in diesen Fällen die Beauftra-
gung eines externen Beraters (z. B. Unternehmensberater). 
Die Zahlen eines unabhängigen, fachkundigen Dritten 
dürften im Falle der Insolvenz deutlich schwieriger 
anzufechten sein als selbst erstellte Planzahlen.

Für den Fall, dass eine bilanzielle Überschuldung aufgrund 
der aktuellen Ertragslage droht, sollte frühzeitig die 
Erstellung einer Fortführungsprognose erfolgen, um 

1. insolvenzrechtlich abgesichert zu sein und 

2. �Verzögerungen oder Hemmnisse bei der Abschluss
erstellung zu vermeiden. 

Dies kann insbesondere dann zu massiven Problemen 
führen, wenn der Abschluss dringend für Finanzierungs-
gespräche benötigt wird.  

■  Zahlungen an juristische Personen (z. B. GmbH)

■  Umsatzsteuer

■  Urheberrechte (z. B. GEMA)

■  Steuerfreie Aufwandsentschädigungen

■  Steuerfreie Einnahmen („Übungsleiterpauschale“)

■  Reisekosten

Für das Jahr 2021 gilt ein Abgabesatz von 4,2 %. Dieser ist damit in diesem Jahr unverändert zum Vorjahr. 

Als Bemessungsgrundlage zählen alle geleisteten Entgelte (Gagen, Honorare, Tantiemen, Lizenzen etc.) an  
selbstständige Künstler und Publizisten. Dazu gehören z. B. auch Telefonkosten, Fracht, Material oder Kosten  
für nichtkünstlerische Nebenleistungen. 

Von der Abgabepflicht ausgenommen sind: 

Für das Jahr 2020 sind die gesamten, an selbstständige Künstler und Publizisten gezahlten Entgelte bis zum 31.03.2021 
an die Künstlersozialkasse zu melden.

Künstlersozialabgabe ab 01.01.2021:
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Mobilarbeit / Homeoffice 
Das Bundesarbeitsministerium hat nunmehr klargestellt, 
dass Sie als Arbeitgeber Ihren Beschäftigten die Arbeit im 
Homeoffice anbieten müssen, sofern keine zwingenden 
betrieblichen Gründe dagegen sprechen.

Stellen Sie bei dieser Form der Arbeit sicher, dass

✔ �die technischen Voraussetzungen zur  
Verfügung stehen,

✔ �der private oder betriebliche Rechner bei  
beruflicher Nutzung sicher ist und keine Viren 
und Trojaner übers Netz in die Firma einge-
schleust werden und

✔ �keine fremden Personen Zugriff auf Firmen- 
daten haben und nicht auf Passwörter zugegriffen 
werden kann!

Worin liegt eigentlich der Unterschied zwischen  
mobiler Arbeit und Homeoffice – 
gerade mit Blick auf die Arbeitszeit,  
den Daten- oder auch den Arbeitsschutz?

	 Beim Homeoffice wird die Arbeitsleistung an  
einem fest eingerichteten Arbeitsplatz außerhalb  
des Betriebs, in der Regel in der Wohnung des  
Arbeitnehmers, erbracht. 

Der Arbeitgeber hat dafür Sorge zu tragen, dass der 
Homeoffice-Arbeitsplatz den gleichen gesetzlichen 
Anforderungen genügt, wie der betriebliche 
Arbeitsplatz.

Der Arbeitnehmer ist bei der Homeoffice-Tätigkeit 

✘ nicht frei in der Wahl seines Arbeitsplatzes, 

✔ sondern muss die Arbeit an einem festen, (vom 
Arbeitgeber) geprüften Arbeitsplatz erledigen.

	 Unter Mobilarbeit ist die durch Zurverfügung­
stellung von mobilen Endgeräten eingeräumte 
Möglichkeit zu verstehen, die Arbeitsleistung auch an 
wechselnden Orten außerhalb des Betriebs zu erbringen 
(etwa auf Reisen im Zug, im Hotel oder zuhause). 

Der Arbeitnehmer 

✘ �muss nicht notwendig in der privaten Wohnung 
arbeiten 

✔ sondern lediglich seine Erreichbarkeit sicherstellen.

Während der Arbeitgeber bei Mitarbeitern im Homeoffice 
die Einhaltung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften 
grundsätzlich vollumfänglich sicherstellen muss, sind die 
Anforderungen für die Mobilarbeit flexibler. Hier findet 
zumindest die Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) keine 
Anwendung, da es dem Arbeitgeber unmöglich wäre, die 
Sicherheit eines Tisches in einem Hotelzimmer oder eines 
Stuhls in einem Café zu gewährleisten oder zu prüfen.

Die übrigen arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften wie die 
Gefährdungsbeurteilung, erforderliche Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzmaßnahmen sowie die Betriebssicher-
heitsverordnung gelten bei Mobilarbeit hingegen ebenfalls, 
wenn auch teilweise nur eingeschränkt. Hier sollten die 
Prüf- und Dokumentationspflichten des Arbeitgebers 
beachtet werden.

Mobilarbeit und Homeoffice –  
unterschiedliche Kosten:

Soll der Mitarbeiter mobil arbeiten, benötigt er hierfür in 
der Regel lediglich einen Laptop und/oder ein Smart
phone, gegebenenfalls noch ein Headset. Die Kosten für 
die Anschaffung von elektronischen Geräten trägt – ohne 
abweichende Vereinbarung – der Arbeitgeber. Sie dürften 
insgesamt jedoch geringer ausfallen, als beim Homeoffice.

Hinsichtlich der Arbeitszeit ergeben sich keine wesent-
lichen Unterschiede: 

Der Arbeitgeber bleibt sowohl im Homeoffice als auch bei 
der Mobilarbeit für die Einhaltung der Schutzvorschriften 
des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) verantwortlich.  
Sie sollten daher für eine entsprechende Dokumen­
tation sorgen.

Der Datenschutz muss immer eingehalten werden.

Beim Homeoffice bestehen im Vergleich zur Mobilarbeit 
höhere Anforderungen an den Arbeitsschutz.  
Homeoffice ist kostenintensiver als mobiles Arbeiten, 
insbesondere hinsichtlich der Ausstattung oder des 
Aufwendungsanspruchs.

Bei Mobilarbeit besteht gegenüber Homeoffice ein 
höheres Risiko von Datenschutzverstößen oder einer 
Verletzung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. 
Auch sind Verstöße gegen das Arbeitszeitgesetz schwerer 
zu überwachen.

TEIL II
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	 Homeoffice ist also nicht gleich Mobilarbeit. Was genau 
gewollt ist, sollte sich jeder Arbeitgeber gut überlegen und 
dann vertraglich festhalten. 

Wichtig ist es, die Rechte und Pflichten festzulegen; 
Arbeitsmittel, Datenschutz, Haftung, Kosten und Wider-
rufsmöglichkeiten sollten dabei fester Bestandteil sein.

Arbeitsmittel (Homeoffice)

Grundsätzlich ist der Arbeitgeber nicht verpflichtet, die 
Arbeitsmittel und/oder Mobiliar zur Verfügung zu stellen. 
Sollte der Arbeitgeber die Arbeitsmittel (PC, Laptop) dem 
Arbeitnehmer zur Verfügung stellen, was datenschutz-
rechtlich zu empfehlen ist, sollte eine klare Regelung der 
Eigentumsverhältnisse erfolgen. Vor allem im Hinblick auf 
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses sollte ein Zurück-
behaltungsrecht des Arbeitnehmers ausgeschlossen werden. 
Es empfiehlt sich auch eine zeitliche Beschränkung der 
Heimarbeit, wenn diese nur vorübergehend ermöglicht 
werden soll. Ein freier Widerruf wäre unwirksam.

Schafft der Arbeitnehmer die Arbeitsmittel auf eigene 
Kosten an, dann kann er diese Aufwendungen, unabhängig 
und neben dem häuslichen Arbeitszimmer, als Werbungs-
kosten geltend machen. Allerdings hat er den privaten 
Nutzungsanteil zu berücksichtigen. Dieser ist zu schätzen 
bzw. gegenüber dem Finanzamt entsprechend darzulegen.

Tagespauschale

Dem Vorschlag, während der Corona-Krise einfachere 
Voraussetzungen für den Abzug von Werbungskosten  
für das häusliche Arbeitszimmer zu schaffen, wurde 
zugestimmt. Für jeden Kalendertag Homeoffice kann der 
Steuerpflichtige EUR 5, maximal EUR 600 pro Jahr, an 
dem der Arbeitnehmer seine gesamte betriebliche oder 

berufliche Tätigkeit ausschließlich in der häuslichen 
Wohnung ausgeübt hat, geltend machen. 

Das Vorhandensein eines „Arbeitszimmers“ ist hierfür 
nicht erforderlich.

Die Pauschale wird nicht gekürzt, wenn ein anderer 
Bewohner der Wohnung auch Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer oder die Pauschale für die 
Arbeitsplatznutzung geltend macht. Die Regelung ist auf 
die Jahre 2020 und 2021 begrenzt.

Sonderregelung Grenzpendler

Liegt eine Corona-bedingte Heimarbeit vor, wird unter-
stellt, dass diese Tätigkeit wie die Arbeit am eigentlichen 
Beschäftigungsort behandelt wird, um steuerliche Nachteile 
zu vermeiden. Dies hat den Hintergrund, dass ansonsten 
das Besteuerungsrecht in ein anderes Land fallen würde.

Für Rentenbezüge vor Erreichen der Regelaltersrente 
wurde die Hinzuverdienstgrenze aufgrund Corona 
zeitlich beschränkt deutlich angehoben.  
Die bisherige Grenze von jährlich EUR 6.300,00  
wurde für 2020 auf EUR 44.590,00 und für 2021 auf 
EUR 46.060,00 erhöht. 

Das bedeutet, dass bei Frührentnern ein erhöhter 
Zuverdienst möglich ist, ohne dass die Rentenleistungen 
gekürzt werden.

Ab 2022 tritt aktuell wieder die ursprüngliche Grenze 
von jährlich EUR 6.300,00 in Kraft. 

Hinzuverdienstmöglichkeit für Rentner
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Vorsicht bei der Schenkung  
von verpachteten land- und  
forstwirtschaftlichen Flächen

Vor ca. 50 Jahren gab es die Möglichkeit verpachtete Betriebe ohne Entnahmeversteuerung 
in das steuerliche Privatvermögen zu überführen. Wenn es damals zu einer Entnahme kam, 
befindet sich der verpachtete Betrieb nicht mehr im steuerlichen Betriebsvermögen.

Damals konnte nach folgenden Regelungen eine Betriebsaufgabe ohne Versteuerung erfolgen:

1. �War bei Ablauf des 30.06.1970 ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb im Ganzen 
verpachtet und hatte der Verpächter vor dem 01.07.1970 die Aufgabe des Betriebs erklärt,  
so waren die Gewinne aus der Veräußerung bzw. Entnahme nicht zu versteuern.

2. �Außerdem galt der Betrieb als vor dem 01.07.1970 aufgegeben, wenn ohne Aufgabeerklä-
rung die Pachteinnahmen für das Jahr 1969 als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
erklärt wurden. Auch in diesem Fall kam es zu keiner Versteuerung.

3. �Wurden die Einnahmen als Einnahmen aus Land- und Forstwirtschaft erklärt, wurde von 
einer Betriebsfortführung ausgegangen, außer die Betriebsaufgabe wurde noch bis zum 
30.06.1972 erklärt. Auch dann erfolgte keine Entnahmeversteuerung.

	 Diese Sonderregelung war eine Ausnahme aufgrund der damaligen, sogenannten Bodengewinnbesteuerung. 
Ansonsten war und ist eine eindeutige Aufgabeerklärung nötig. Die Erklärung der Einkünfte als Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung wird ansonsten generell nicht als Betriebsaufgabe gewertet. 

Betriebsaufgaben oder Entnahmen führen auch außerhalb dieser Sonderregelung grundsätzlich immer zu einem 
steuerpflichtigen Veräußerungserlös.

Viele land- und forstwirtschaftlichen Betriebe wurden in den letzten Jahrzehnten stillgelegt und die Felder verpach-
tet. Wenn die Übergabe dieser ehemals selbstgenutzten landwirtschaftlichen Grundstücke an die Kinder ansteht, ist 
Vorsicht geboten, da sich schenkungsteuerliche und einkommensteuerliche Auswirkungen ergeben können. 

Betriebsvermögen oder steuerliches Privatvermögen 

	 Zunächst sollte überprüft werden, ob der stillgelegte Betrieb steuerlich bereits als aufgegeben gilt.  
Das ist häufig sehr schwierig bis unmöglich festzustellen, da sich die Unterlagen häufig nicht mehr finden lassen  
und nur Klarheit erlangt werden kann, wenn das Finanzamt die entsprechenden Vermerke noch hat.
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Schenkungsteuerliche Begünstigung von land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben

Auch die land- und forstwirtschaftlichen Flächen werden, 

sofern sie sich im Betriebsvermögen befinden, mit einem 

deutlich niedrigeren Wert bewertet, als das bei bereits 

entnommenen Feldern der Fall ist.

✔ �Die land- und forstwirtschaftlichen Flächen werden 

mit einem äußerst niedrigen Ertragswert bewertet 

und nicht mit den aktuellen Bodenrichtwerten.

✔ �Dadurch wird auch bei einer Nichteinhaltung der 

Behaltefrist die Schenkungsteuernachzahlung deutlich 

geringer ausfallen, als das beim Ansatz des Verkehrs-

wertes der Fall wäre.

Vorsicht bei Zerstückelung

Probleme können auftreten, wenn der land- und forstwirtschaftliche Betrieb an mehrere Kinder geschenkt 
wird und dadurch zerstückelt wird. Das kann nicht nur Einkommensteuer auslösen, sondern auch die schen-
kungsteuerliche Begünstigung verhindern.

Werden land- und forstwirtschaftliche Grundstücke so zerstückelt, dass jedes Kind nur noch eine Fläche  
von ca. 3.000 m² erhält, gilt der Betrieb als zerstückelt und aufgegeben.  
	 Die Grundstücke müssen dann schenkungsteuerlich mit dem Bodenrichtwert angesetzt werden und sind 
nicht begünstigt. Die Hofstelle muss unter Umständen mit ihrer gesamten Grundstücksfläche mit dem 
Bodenrichtwert für Wohnbereiche angesetzt werden.  
Da diese Grundstücke häufig 1.500 - 3.000 m² groß sind, kann sich bei hohen Bodenrichtwerten schnell eine 
6-stellige Schenkungsteuer ergeben. Zusätzlich fällt aufgrund der Betriebsaufgabe Einkommensteuer auf den 
gesamten Entnahmegewinn an.

Für die Hofstellen von land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben ergeben sich noch weitere Vorteile.
Da der Wohnteil der Hofstelle auch bei land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben nicht zum begünstigten  
Betriebsvermögen zählt, spielt die schenkungsteuerliche 
Bewertung eine große Rolle.

✔ �Die ehemalige Hofstelle wird im Rahmen von 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben wesentlich 
niedriger bewertet. Bei der schenkungsteuerlichen 
Bewertung der Hofstelle wird nur das Fünffache der 
bebauten Fläche des Wohnteils der Hofstelle mit 
dem Grundbesitzwert für Wohnflächen angesetzt. 

✔ �Der Rest des Grundstücks gilt als land- und forst-
wirtschaftliches Betriebsvermögen und ist begünstigt. 
Der Wert des Wohnteils der Hofstelle wird zudem 
um 15% gemindert, wenn es eine bauliche Verbin-
dung zur Scheune gibt. 

✔ �Ehemalige Stallungen und Scheunen zählen zu den 
Betriebsgebäuden und sind schenkungsteuerlich 
begünstigt. 

✔ �Demzufolge ergibt sich ein schenkungsteuerlicher 
Vorteil, wenn die Hofstelle mit den verpachteten 
Feldern zusammen geschenkt wird. 

✔ �Auch einkommensteuerlich sollte das Hofstellen-
grundstück in der Regel nicht einzeln verschenkt 
werden, denn dann würde ein betrieblicher Teil des 
Grundstücks als entnommen gelten mit der Folge  
der einkommensteuerlichen Entnahmeversteuerung.

Gilt die Land- und Forstwirtschaft nicht als aufgege-

ben, besteht weiterhin Betriebsvermögen, auch wenn 

die Grundstücke bereits Jahrzehnte verpachtet sind.

✔ �Dieses Betriebsvermögen ist schenkungsteuerlich 

begünstigt und kann schenkungsteuerfrei an die 

Kinder geschenkt werden, sofern die Grundstücke 

mindestens 5 oder 7 Jahre danach nicht veräußert 

werden.

✔ �Grundsätzlich sind auch einzelne, sehr große  

verpachtete land- und forstwirtschaftliche Flächen  

als Stückländerei schenkungsteuerlich begünstigt.



Fördermaßnahmen  
zur Corona-Krise

Seit etwas mehr als einem Jahr verfolgt uns nun die 
Corona-Krise. Im Laufe des letzten Jahres wurden zum 
Ausgleich der wirtschaftlichen Folgen viele Hilfspakete und 
Fördermaßnahmen aufgesetzt.

Nachdem aus derzeitiger Sicht mit der Überbrückungs- 
hilfe III, die eine Förderung bis einschließlich Juni 2021 
gewährt, die Fördermaßnahmen vermutlich auslaufen, 
wollen wir die wichtigsten Fördermaßnahmen aus unserer 
Sicht Revue passieren lassen.

1. Corona-Soforthilfe

Die Corona-Soforthilfe wurde gewährt für drohende 
Liquiditätsengpässe. Nachdem im März /April 2020 nahezu 
jeder Unternehmer mit drohenden Liquiditätsengpässen 
gerechnet hat, wurde diese Soforthilfe gefühlt auch von 
jedem Unternehmer beantragt. Nachdem sich dann doch 
bei den meisten Unternehmern herausgestellt hat, dass die 
Liquidität letztendlich doch besser war als zunächst vermu-
tet, haben viele ihre Corona-Soforthilfe wieder zurück-  
erstattet. Bis heute besteht noch Unklarheit darüber, welche 
Positionen bei der Beurteilung eines Liquiditätsengpasses 
mit einzubeziehen sind. Im Wesentlichen strittig sind dabei 
die Personalkosten.

In einer kürzlich veröffentlichten Verlautbarung des 
Bayerischen Wirtschaftsministeriums  
(www.stmwi.bayern.de/soforthilfe-corona) wurde mitge-
teilt, dass keine nachträgliche Überprüfung der ausbezahlten 
Corona-Soforthilfen stattfinden soll. Vielmehr wird darauf 
verwiesen, dass diese bei ungerechtfertigter Gewährung 
selbständig zurückzuzahlen sind.  
Eine Stellungnahme zu den einzelnen Positionen, welche 
bei der Beurteilung des Liquiditätsengpasses zu berücksich-
tigen sind, wurde nicht gemacht.

2. Überbrückungshilfe I

Die Corona-Soforthilfe wurde von den Unternehmen selbst 
beantragt. Dies hat im kriminellen Milieu dazu geführt, dass 
teils die Soforthilfe mehrfach beantragt und auch gewährt 
wurde. Aufgrund dieser schlechten Erfahrungen ging die 
Politik dazu über, die Überbrückungshilfe I nur von dafür 

autorisierten Einrichtungen (Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer, Rechtsanwälte) beantragen zu lassen.

Die Registrierung und Freischaltung zum Beantragungs-
portal war außerordentlich umständlich, außerdem waren 
die Förderrichtlinien sehr eingeschränkt. Dies hat auch bei 
uns in der Kanzlei dazu geführt, dass keine nennenswerte 
Anzahl an Überbrückungshilfe I -Anträgen gestellt wurde.

3. Überbrückungshilfe II

Für den Zeitraum September bis Dezember 2020 konnte 
ein Antrag auf Überbrückungshilfe II gestellt werden. Die 
Fördervoraussetzungen waren hier wesentlich unterneh-
merfreundlicher.  
Die Anzahl an Überbrückungshilfe II -Anträgen war ein 
Vielfaches der Anzahl an Überbrückungshilfe I -Anträgen.

4. Novemberhilfe

Für Branchen, die aufgrund eines Beschlusses Ende Okto-
ber 2020 für den Zeitraum November und Dezember 2020 
schließen mussten, konnte auf Basis des Umsatzausfalles eine 
Novemberhilfe beantragt werden. Das Prozedere der 
Beantragung war ähnlich dem der Überbrückungshilfe II. 
Die Novemberhilfe wurde bei uns im Haus sehr oft 
beantragt. Letztendlich hat die Politik allerdings erkannt, 
dass eine Förderung auf Basis des Umsatzausfalles teils zu 
hohen oder gar überhöhten Förderungen führt.

5. Dezemberhilfe

Auch die Dezemberhilfe wurde auf Basis des Umsatzaus-
falles gewährt. Die Beantragungsverfahren hierfür laufen 
derzeit noch. Auch hier zeichnet sich ein erhebliches 
Fördervolumen ab.
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6. Überbrückungshilfe III

Aufgrund der oben erwähnten Erkenntnis zur Bemessungs-
grundlage der Förderung wurde bei der Überbrückungs-
hilfe III wieder von einer Erstattung der Fixkosten 
ausgegangen. Förderzeitraum ist hier Januar bis Juni 2021.

Das Beantragungsverfahren für die Überbrückungshilfe III 
beginnt derzeit, wir rechnen mit einer sehr starken 
Nachfrage dieses Förderprogrammes.

7. Kurzarbeitergeld

Die Gewährung von Kurzarbeitergeld ist zwar keine Folge 
der Coronapandemie, jedoch ist Anzahl und Umfang der 
Anträge in dieser Zeit exponentiell gestiegen.  

In den einschlägigen Branchen (Hotel, Gaststätte, Veran-
staltungsgewerbe usw.) gibt es praktisch kein Unterneh-
men, welches nicht auf diese Unterstützungsmaßnahme 
zurückgegriffen hat. Die Bearbeitung der Anträge wurde 
dadurch erschwert, dass anfangs nahezu wöchentlich die 
Anwendungsvorschriften oder Detailregelungen angepasst 
wurden. Hier auch nur nahezu das Meiste richtig zu 
machen, war eine spezielle Herausforderung unserer 
Lohnmitarbeiterinnen.

8. Ausblick

Wir gehen davon aus, dass mit der Überbrückungshilfe III 
die Corona-Fördermaßnahmen weitgehend auslaufen 
werden. Diese Erwartung verbinden wir mit der Hoffnung, 
dass langsam wieder Normalität im persönlichen und 
wirtschaftlichen Bereich einkehren möge.
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Ab dem 01.01.2021 können grundsätzlich die  

nachfolgenden Unterlagen, deren Aufbewahrungsfrist 

abgelaufen ist, vernichtet werden:

✔ �Jahresabschlüsse, die im Kalenderjahr 2010 oder 

früher aufgestellt wurden, sowie die zu ihrem 

Verständnis erforderlichen Unterlagen.

✔ �Buchungsbelege aus dem Jahre 2010 oder früher

✔ �Aufzeichnungen und Bücher mit der letzten Eintra-

gung im Kalenderjahr 2010

✔ �Inventare, die bis zum 31.12.2010 aufgestellt wurden

✔ �Handels- und Geschäftsbriefe, die im Kalenderjahr 

2014 oder früher empfangen oder versandt wurden.

✔ �Sonstige Unterlagen aus dem Kalenderjahr 2014, die 

für die Besteuerung von Bedeutung sind.

Vernichtung von Unterlagen zum 01.01.2021

Beachten Sie bitte, dass Belege über Anschaffungs-  und Herstellungskosten gegebenenfalls länger aufbewahrt werden müssen. Die Dauer der Aufbewahrung sollte die steuerliche Nutzungsdauer keinesfalls unterschreiten. Empfehlenswert ist aber auch eine Aufbewahrung über diesen Zeitpunkt hinaus.

Die genannten Unterlagen dürfen keinesfalls vernichtet werden, wenn diese Teil einer bereits begonnenen Betriebsprüfung oder von steuerstraf- bzw. bußgeldrecht-lichen Ermittlungen sind. Dies gilt ebenso, wenn diese Unterlagen bei vorläufigen Steuerbescheiden und bei laufenden Anträgen beim Finanzamt von Bedeutung sind.
	 Bei Unklarheiten, ob bestimmte Unterlagen vernichtet werden dürfen, stehen wir Ihnen gerne  zur Verfügung.



Digitalisierung im Lohn
In unserer Kanzlei spielt die Digitalisierung eine wichtige Rolle. Stets suchen und 
testen wir neue Möglichkeiten, um digitale Prozesse zu optimieren und damit 
verbundene Arbeitsprozesse zu vereinfachen.

Heute möchten wir auf einige Möglichkeiten und Vorteile der Digitalisierung im Lohn eingehen: 

Ihre Vorteile im Überblick:

■  �Sie haben unabhängig von Zeit und Ort Zugriff 
auf Belege, Dokumente und Auswertungen im 
Unternehmen.

■  �Zudem sparen Sie sich Zeit: kein lästiges Suchen 
und Ablegen in Papierordnern mehr, Belege 
müssen nicht mehr vorbeigebracht oder per Post 
versandt werden.

■  �Arbeitnehmer haben orts- und zeitunabhängig 
Zugriff auf die Lohn- und Gehaltsabrechnung,  
die Lohnsteuerbescheinigung und den 
Sozialversicherungsnachweis. 

■  �Belege, Dokumente und Informationen werden 
über die zertifizierte DATEV-Cloud und das 
DATEV-Rechenzentrum gesichert und geschützt. 

Programm Kurzbeschreibung

DATEV Unternehmen online
„Digitale Personalakte“

Sie können ganz einfach per Datei-Upload, Scanner oder App lohnabrechnungsrele-
vante Dokumente (Arbeitsverträge, Krankmeldungen etc.) ins DATEV-Rechenzentrum 
hochladen. 

In unserer Kanzlei greifen wir über die Digitale Personalakte auf diese Dokumente zu. 

Großer Vorteil für Sie:  
Die Originale bleiben bei Ihnen. Zudem stellen die zentrale Ablage und die digitale  
Archivierung der Dokumente immer einen einheitlichen Informationsstand sicher. 
Das vermeidet Verwechslungen und Dokumente lassen sich schneller finden. 

DATEV Unternehmen online
„Meine Abrechnungen“

DATEV Arbeitnehmer online ist die Plattform für Ihre Arbeitnehmer.

Über dieses Modul können wir Ihren Mitarbeitern die Brutto / Netto- Abrechnungen, 
die Lohnsteuerbescheinigungen sowie die Sozialversicherungsnachweise digital zur 
Verfügung stellen. Diese können 10 Jahre lang darauf zugreifen. 

DATEV Unternehmen online
„Vorerfassung online“

Mit dieser Anwendung können Sie Stamm- und Bewegungsdaten selbst erfassen.  
Diese Daten können wir in der Kanzlei in das Lohnprogramm übernehmen. 

Über LODAS Vorerfassung können Sie folgende Daten selber erfassen: 
■  Stunden: Zeitlohnstunden, Überstunden
■  Bruttowerte: Bruttobezüge wie Gehalt und Weihnachtsgeld 
■  Nettowerte: Nettobezüge /-abzüge wie Kindergeld, Vermögensbildung, Fahrgeld
■  Vorschüsse
■  Kilometer: z. B. Fahrkostenerstattungen für Ihre Mitarbeiter

Auch Stammdaten können über LODAS Vorerfassung online erfasst und geändert  
werden. Das kann die Anlage von einem neuen Mitarbeiter sein oder beispielsweise 
eine Adressänderung nach einem Umzug.

10

LOHN

Sara Janisch 
Steuerfachangestellte

Lohndaten und -dokumente 
digital bereitstellen

Mandantenauswertungen 
digital einsehen

Daten übernehmen 
und kontrollieren

Lohnabrechnungen 
durchführen

Auswertungen online 
bereitstellen

Auswertungen 
online einsehen

Mandant
Steuerberater

Arbeitnehmer



Herzlichen Glückwunsch!

PERSÖNLICHES AUS DER KANZLEI

Wir freuen uns… 
… mit Frau Emilie Erger  
über ihre bestandene Prüfung  
zur Steuerfachangestellten

und mit Frau Sara Janisch  
über ihre bestandene Prüfung  
zur Fachassistentin für Lohn  
und Gehalt.

Glücklich ist, wer nie verlor, 
im Kampf des Lebens den Humor.

Und zwickt es auch mal irgendwo, 
man lebt nicht ohne Risiko.

Drum freu dich oft und lache richtig, 
Humor ist ja nicht steuerpflichtig!
(Kalenderspruch)

ES DARF GELACHT WERDEN:

»

«
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... ZUM SCHLUSS

Eine Inhaltsübersicht über die früheren Ausgaben unserer Kanzleizeitung „ALLES WAS RECHT IST“ finden Sie  
auf unserer Homepage www.haubner-stb.de unter Informationen/Unsere Kanzleizeitung.



KONTAKT

Haubner • Schäfer & Partner mbB
Eugen-Belz-Straße 13 
83043 Bad Aibling 
Telefon	080 61/49 04 0 
Telefax	 080 61/49 04 24 
kanzlei@haubner-stb.de

www.haubner-stb.de
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